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USA-BESUCH 

m deutschen 
Interesse 

^»e Partei- und Fraktions- 
^•"sitzende Angela Mer- 
*e' setzte sich bei ihrer 
Ur»ftägigen Reise in die 
^SA dafür ein, die Bezie- 
ungen zu unserem Part- 

J^1* zu verbessern. Die 
^e'se diente der Stärkung 
er Verbindungen zwi- 

J^en den beiden Staaten. 
,eses Ziel wurde erreicht. 

Gegenüber hochrangigen 
Gesprächspartnern - u.a. 
Vizepräsident Richard Che- 
ney, Verteidigungsminister 
Donald Rumsfeld und Si- 
cherheitsberaterin Condo- 
leezza Rice - betonte Mer- 
kel die Bedeutung vertrau- 
ensvoller bilateraler Bezieh- 
ungen. 
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USA-BESUCH 

Sicherheitsberaterin Condoleezza Rice und Angela Merkel 

Die Politik der Bundesre- 
gierung spielte in allen Ge- 
sprächen eine zentrale Rolle. 
Vielfach wurde Unverständ- 
nis darüber geäußert, dass 
der deutsche Bundeskanz- 
ler die guten Beziehungen 
zwischen den USA und 
Deutschland in den vergan- 
genen Wahlkämpfen aufs 
Spiel gesetzt habe. Bei ihren 
Gesprächspartnern habe 
Frau Dr. Merkel „Irrita- 
tionen" hinsichtlich der Ver- 
lässlichkeit Deutschlands 
gespürt. Sie zeigte sich je- 
doch zuversichtlich, dass der 
Schaden im deutsch-ame- 
rikanischen Verhältnis be- 

hoben werden könne. In al- 
len Konsultationen sei die 
Bereitschaft zum Ausdruck 
gekommen, die gegenwärti- 
gen Probleme zu überwin- 
den und in die Zukunft zu 
schauen. 

„Nicht anders reden 
als zu Hause" 

Die Kritik von SPD und 
Grünen daran, ihre Haltung 
gegenüber der Irakpolitik 
der Bundesregierung auch 
in den USA unmissver- 
ständlich zum Ausdruck ge- 
bracht zu haben, wies die 

Parteivorsitzende zurück 
Wörtlich erklärte sie: „Ich 
kann nicht in Washington 
anders reden als zu Hause." 
In Deutschland gebe es zwi- 
schen den Parteien einen 
Dissens in der Irakpolitik- 
Dies dürfe nicht verschwie- 
gen werden. In Deutschland 
gebe es mit der Union eine 
starke politische Stimme für 
den transatlantischen Zu- 
sammenhalt. Dies müsse die 
USA wissen. 

Vorstoß für neue Irak- 
Resolution begrüßt 

Die CDU-Vorsitzende 
begrüßte die amerikaniscfi- 
britisch-spanische Initiative 
für eine neue Irak-Resolu- 
tion. Die Union habe stets die 
Meinung vertreten, dass eine 
„weitere Resolution wün- 
schenswert" sei, zumal die 
USA der Beratung des Ent- 
wurfs im UN-Sicherheitsra' 
die nötige Zeit einräume!1 

wollen. 
Zugleich betonte Angel3 

Merkel, dass sie bei ihre"1 

Gesprächen in Washington 
sehr dafür geworben habe- 
dass die Amerikaner in der 
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USA-BESUCH 

'e CDU-Vorsitzende im Meinungsaustausch mit US-Vizepräsident Richard 
Cheney 

lrak-Krise keinen „Allein- 
gang" unternehmen, son- 
dern dass auch die USA den 

"ÜN-Sicherheitsrat als Ort 
^r Entscheidungen sehen", 
fcine entsprechend „große 
Bereitschaft" ihrer Ge- 
sprächspartner habe sie da- 
2u vorgefunden, unterstrich 
Angela Merkel. Wenn alle 
Mitglieder im UN-Sicher- 
•teitsrat „partnerschaftlich" 
Ur>d „vertrauensvoll" zu- 
sammenarbeiteten, gebe es 
^ch immer eine Chance, 
"Militärische Aktionen zu 
Vermeiden". 

'Wernationale demokra- 
tische Staatengemein- 

schaft nicht spalten 

Die CDU-Vorsitzende 
^klarte, die USA setzten al- 
es daran, um für ihre Politik 

zu werben und „vor allem 
die Drohkulisse" gegenüber 
dem irakischen Staatschef 
zu steigern. Dies beinhalte 
auch, dass alle Versuche 
Husseins, die internationale 
demokratische Staatenge- 
meinschaft zu spalten, un- 
terbunden werden müssen. 
Nur so bestehe noch die 
Chance, einen Krieg zu ver- 
hindern. Es sei allemal bes- 
ser, Saddam Hussein mit 
friedlichen Mitteln zu ent- 
waffnen als mit militäri- 
schen. Hussein müsse je- 
doch wissen, dass ihm für 
die Abrüstung keine unbe- 
grenzte Zeitdauer zur Verfü- 
gung stehe. 

Weiter erklärte Angela 
Merkel, die Amerikaner 
gingen in Bezug auf den Irak 
von einer „klaren Risiko- 
analyse" aus. Dementspre- 
chend würden sie auch die 

„Dinge tun, die sie für erfor- 
derlich halten, um die Risi- 
ken zu minimieren". Außer- 
dem sagte die Oppositions- 
führerin, die USA seien nach 
wie vor an guten Beziehun- 
gen zu Europa interessiert. 
Auch sie habe umgekehrt ihr 
Interesse an einem „guten 
Miteinander" zum Aus- 
druck gebracht. 

Deutschland braucht 
„Politik der Balance" 

In ihren Gesprächen ging 
Frau Merkel auf die zukünf- 
tige Rolle Deutschlands ein. 
Die CDU werde sich mit 
aller Kraft dafür einsetzen, 
Deutschland eine Politik der 
Balance zu ermöglichen, die 
einem veränderten Europa 
Rechnung trage. Gleicher- 
maßen gute Beziehungen zu 
den transatlantischen Part- 
nern, zu Frankreich und zu 
Polen müssten das Ziel sein. 
Dies gebiete schon Deutsch- 
lands Geschichte wie auch 
geografische Situation. „Oh- 
ne diese Politik der Balance 
sei es schwer, ein vereinig- 
tes Europa zu schaffen", 
stellte die CDU-Vorsitzen- 
de unmissverständlich klar. 

mum 
Weitere 

Informationen zu 
dem USA-Besuch: 

www.cdu.de 
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1 USA-BESUCH 

Presse- 
stimmen zum 
USA-Besuch 

CDU-Vorsitzende 
Sachverwalterin 

deutscher Interessen 

Dass die SPD außenpoliti- 
sche Grundsatzentscheidun- 
gen in Frage stellte, die von 
unionsgeführten Regierun- 
gen getroffen worden waren 
und die auch heute noch 
richtig sind, konnten CDU 
und CSU aber nicht (noch) 
länger ignorieren. 

... Die Oppositionsführe- 
rin kann für sich in Anspruch 
nehmen, das direkte Ge- 
spräch zwischen zwei Staa- 
ten in Gang zu halten, die 
sich Verbündete nennen; der 
Bundeskanzler kann das 
nicht. Frau Merkel macht in 
Washington kein Geheimnis 
daraus, dass ihre Partei 
näher zu Amerika und des- 
sen Politik steht als der 
Kanzler. Ansonsten trat die 
CDU-Vorsitzende jedoch 
als Sachwalterin deutscher 
Interessen auf, zu denen 
auch die rot-grüne Regie- 
rung noch den Fortbestand 
der transatlantischen Alli- 
anz und die Einigkeit 
Europas zählt. Rot-grüner 
Dank für Frau Merkel wäre 
wohl zuviel verlangt. Sie als 

kriegslüstern und liebe- 
dienerisch zu diffamieren, 
hätte die SPD sich sparen 
können. 

Frankfurter Allgemeine 
Zeitung/26. Februar 

Gesprächsfaden nicht 
abreißen lassen 

Ausgerechnet SPD-Gene- 
ralsekretär Scholz warnt 
Angela Merkel vor 'Pein- 
lichkeiten und 'Fehltritten' 
auf ihrer USA-Reise. Er sei 
daran erinnert, dass nicht 
die CDU-Chefin aus dem 
deutsch-amerikanischen 
Verhältnis einen Scherben- 
haufen gemacht hat. Das hat 
die rot-grüne Regierung, al- 
len voran der Kanzler, ganz 
allein geschafft. Nicht durch 
falsche Zielrichtung ihrer 
Politik, aber durch diploma- 
tisches Ungeschick bei der 
Umsetzung. Und Angela 
Merkels Positionen sind 
auch nicht neu, sondern wa- 

ren schon deutlich zu veT~ 
nehmen im Bundestag und 
auf der Münchner Sicher- 
heitskonferenz. Es ist gut' 
dass die CDU-Chefin - 
eine Ostdeutsche - den Ge~ 
sprächsfaden zu Washing' 
ton nicht abreißen lässt. 

Dresdner Neue 
Nachrichten/25. Februar 

Oppositionsführerin 
glaubwürdig und sehr 

diplomatisch 

Angela Merkel hat in WaS' 
hington enttäuscht - jeden- 
falls diejenigen aus dem rot- 
grünen Lager, die es gerne 
gesehen hätten, wenn die Op' 
positionsführerin in Amerika 
säbelrasselnd aufgetreten 
wäre. Das hätte innenpo'1' 
tisch manchem gut gepasst- 
eine CDU-Vorsitzende, äie 

auf einen schnellen Krieg ge' 
gen Saddam Hussein dräng1- 
Merkel hat genau das nicW 
getan.   Mehr noch: Sie hßl 
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ausdrücklich för eine zweite 
VN-Resolution plädiert. 
Und sich damit - implizit - 
Segen einen amerikanischen 
Alleingang ausgesprochen. 
Damit blieb die Oppositions- 
führerin glaubwürdig. Man 
tonn nicht für eine starke 
"NO sein wie Rot-Grün, 
Qber eine zweite UN-Resolu- 
''on ablehnen, um sich nicht 
festlegen zu müssen. Das 
Wichtigste an der Merkel- 
Reise war aber ihr Beitrag 
dazu, das mutwillig beschä- 
digte deutsch-amerikani- 
sehe Verhältnis wieder zu re- 
parieren. Die Oppositions- 
iührerin hat den Amerika- 
ne'~n auf sehr diplomatische 
Weise klar gemacht, dass 
die Deutschen keineswegs 
Wählen wollen zwischen Pa- 
r's und Washington, dass 
Deutschland auch in Zu- 
tonft beide Partner braucht: 
Frankreich wie die USA. Die 
Qrnerikanischen Gastgeber 
haben für die deutsche 
Vppositionsführerin hoch- 
torätige Gesprächspartner 
Qufgeboten. Kein Mitglied 
der Bundesregierung könnte 
derzeit in Washington mit ei- 
nem so 'großen Bahnhof 
lehnen. Darüber sollten 
Slch die Regierenden freuen, 
s'att Merkel als amerikani- 
S(-'hen Büttel zu diffamieren. 
Wenn 'nach Irak' Berlin sich 
^eder um bessere Beziehun- 
gen zu Washington bemühen 
"""M, wird die Regierung 

LAURENZ   MEYER: 

Rot-Grün kann die Wahrheit 
nicht vertragen 

Zur rot-grünen Kritik 
am USA-Besuch der 
CDU-Vorsitzenden Dr. 
Angela Merkel erklärt 
CDU-Generalsekretär 
Laurenz Meyer: 

SPD und Grüne können 
offensichtlich die Wahr- 
heit nicht vertragen. An- 
scheinend glaubt die SPD, 
dass die Äußerungen des 
Bundeskanzlers auf dem 
Marktplatz in Goslar in 
den USA nicht verstanden 
worden seien. Das Gegen- 
teil ist der Fall, und es wäre 
eigentlich Aufgabe der Re- 
gierung, das von Schröder 
mutwillig zerschlagene 
Porzellan zu kitten. 

Schröders deutscher 
Alleingang, sein bewuss- 
tes Beschädigen der trans- 
atlantischen Partnerschaft, 

Schröder!Fischer auf dieser 
Reise von Angela Merkel auf- 
bauen können. 

B.Z./27. Februar 

Nicht jeder ausländische Re- 
gierungschef, der sich zu ei- 
nem 48-Stunden-Blitzbesuch 
in Washington aufhält, trifft 
dabei mit dem Vizepräsiden- 
ten, dem Verteidigungsmini- 

der NATO und der EU sind 
das Gegenteil einer patrio- 
tischen Tat. Der Kanzler 
hat in der Außenpolitik 
deutsche Interessen sträf- 
lich vernachlässigt und sei- 
nem Amtseid zuwider ge- 
handelt. Auch in den wei- 
teren Äußerungen der SPD 
zeigt sich: Die SPD ver- 
wechselt wieder einmal 
Partei- und Staatsinteresse. 

Der Besuch von Angela 
Merkel in den USA zeigt, 
dass die CDU auch in 
schweren Zeiten zu den 
außenpolitischen Leitli- 
nien steht, an denen sich 
alle deutschen Bundes- 
kanzler von Konrad Aden- 
auer über Willy Brandt und 
Helmut Schmidt bis zu 
Helmut Kohl orientiert 
haben. 

ster, der nationalen Sicher- 
heitsberaterin, dem US-Han- 
delsbeauftragten , einflussrei- 
chen Senatoren und dem Vor- 
sitzenden der US-Notenbank 
zusammen. Wenn die Besu- 
cherin die Chefin der Oppo- 
sitionspartei eines Landes 
ist, ist eine solche Behand- 
lung noch ungewöhnlicher. 
New York Times/26. Februar 
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'BILDUNG sp o LITI K 

ANNETTE   SCHAVAN: 

Bund kürzt Forschung und bietet untaug- 
liche Finanzierung für Ganztagsschulen an 

Die PISA-Ergänzungsstu- 
die hat gezeigt, dass es in 
Deutschland ein Bildungs- 
gefälle von Nord nach Süd 
gibt. So liegen etwa die seit 
langem von der Union re- 
gierten Bundesländer Bay- 
ern, Baden-Württemberg, 
Sachsen und Thüringen 
nicht nur auf den ersten 
Plätzen in Deutschland, 
sondern auch im interna- 
tionalen Vergleich teil- 
weise deutlich über dem 
OECD-Durchschnitt. Auf 
den hintersten nationalen 
Plätzen rangieren dagegen 
sozialdemokratisch regier- 
te Länder mit ihren ge- 
scheiterten Gesamtschul- 
modellen. 

Dies gilt es zu berücksich- 
tigen, wenn SPD-Bundes- 
bildungsministerin Edelgard 
Bulmahn das Investitions- 
programm „Zukunft Bildung 
und Betreuung" als „Bil- 
dungsreform" anpreist. Eine 
Bildungsreform? Das Pro- 
gramm ist davon weit ent- 
fernt. Denn die PISA-Studie 
hat deutlich gezeigt, dass sich 
die notwendige Verbesse- 
rung der Qualität nicht in er- 
ster Linie mit organisatori- 
schen Veränderungen erzie- 
len lässt. Ferner muss aus 

Sicht der Länder gesagt wer- 
den, dass mit diesem Pro- 
gramm der Bundesregierung 
künftig der Deutsche Bun- 
destag über Evaluation von 
Schulen in Deutschland und 
über einen Bildungsbericht 
sprechen will. Bildungspoli- 
tik ist bisher das Herzstück 
der Landespolitik gewesen 
und bildungspolitische De- 
batten gehörten bisher in die 
Länderparlamente und nicht 
in den Deutschen Bundestag. 
Deshalb ist das, was hier vor- 
gesehen ist, auch eine Schwä- 
chung der Landesparlamente. 
Eine Neuordnung der Bund- 
Länder-Beziehungen in der 
Bildungspolitik wird es mit 
der CDU in Bund und Län- 
dern nicht geben und kann 
auch nicht im Interesse der 
SPD-geführten Länder sein. 

Ganztagsschulen sind 
keine Zauberformel 

Nach PISA gilt es, im Län- 
derwettbewerb die eigenen 
positiven Ansätze mit kreati- 
ven Konzepten zu stärken. 
Im Zentrum stehen dabei die 
Sprach- und Leseförderung. 
Daneben die Verbesserung 
der   Unterrichtskultur   und 

der Didaktik sowie eine 
Durchsicht der Bildungs- 
inhalte. Ganztagsangebote 

und Ganztagsschulen sind 
eine Möglichkeit, die es 

pragmatisch und bedarfs- 
gerecht weiterzuentwickeln 
gilt. Doch eine Zauberfor- 
mel sind sie nicht. Ganztags- 
angebote haben natürlich 
auch eine sozialpolitische 
Dimension. Es ist aber wich- 
tig, das Problem der Qualität 
nicht mit jenem der Verein- 
barkeit von Familie und Be- 
ruf, der Kinderbetreuung, zu 

vermischen. Ein Blick hinü- 
ber in unser Nachbarland 
Frankreich genügt, um die 
Problematik zu veranschau- 
lichen: Dort laufen im Mo- 
ment zwei Diskussionen- 
Die eine Diskussion ist eine 
bildungspolitische. Der 

französische Bildungsmini' 
ster hat in einem Interview in 
der „Zeit" diese Diskussion 
beschrieben. Sie lautet: Er' 
stens schaffen es die Franzo- 
sen nicht mehr, trotz „Ecole 
maternelle" und trotz GanZ' 
tagsschule Kindern in der 

Grundschule Lesen und 
Schreiben beizubringen- 

Zweitens: Die Zahl der JU' 
gendlichen, die in Frank' 
reich ohne Schulabschluss 
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BILDUNGSPOLITIK 

die Schule verlassen, ist trotz 
acht Stunden Ganztagsschu- 
le dramatisch gestiegen. Das 
lst die bildungspolitische 
Diskussion. Die frauenpo- 
'itische Diskussion in Frank- 
reich besagt: Das Ganztags- 
schulwesen reicht überhaupt 
^'cht aus, um unsere Ver- 
e'nbarkeitsprobleme zu lö- 
sen. Die Ganztagsschule 
darf demnach nicht als ein- 
geh aussehende Lösung für 
'ämilienpolitische Probleme 
Missbraucht werden. Beson- 
ders nicht, wenn - wie in 
^RW geschehen - für ihre 
Finanzierung gut funktio- 
nierende Horte aufgelöst 
Werden. 

Unüberschaubare 
Folgelasten für Länder 

und Kommunen 

Die  Bundesbildungsmi- 
^sterin sagte am 13. Februar 

in einer Aktuellen Debatte 
im Deutschen Bundestag, 
dass mit dem 4-Milliarden- 
Programm keine neuen La- 
sten auf die Länder zukom- 
men. Die Realität sieht ganz 
anders aus: Für Baden- 
Württemberg bedeutet dies 
im Einzelnen rund 3 200 zu- 
sätzliche Lehrerstellen. Das 
heißt 163 Millionen € pro 
Jahr, in fünf Jahren über 800 
Millionen € allein für fünf 
zusätzliche Lehrerstunden. 
Für einen Zeitraum von zehn 
Jahren bedeutet das 1,6 Mil- 
liarden €, bei nur fünf Leh- 
rerwochenstunden pro Klas- 
se. Dies sind unüberschau- 
bare finanzielle Risiken für 
die Länder. Darüber hinaus 
muss geklärt werden, ob 
Länder oder Kommunen die 
10 Prozent Kofinanzierung 
übernehmen. Sinnvoller wä- 
re es gewesen, den Ländern 
statt des auf Kosten von For- 
schungsmitteln, von Mitteln 

zur Sprachförderung ausge- 
siedelter Jugendlicher und 
lernschwacher Kinder auf- 
gelegten 4-Milliarden Pro- 
grammes eine Modifizie- 
rung der Umsatzsteuerver- 
teilung dauerhaft zufließen 
zu lassen. Auf diesem Weg 
hätte ohne zusätzliche Büro- 
kratie vor Ort entschieden 
werden können, wie das 
Schulwesen sinnvoll fort- 
entwickelt werden kann. 
Über einen sinnvollen Aus- 
bau von Schulen zu Ganz- 
tagsschulen kann nicht im 
fernen Berlin theoretisiert 
werden. Darüber müssen 
Lehrerkollegien, Schulträ- 
ger, Eltern und die hierfür 
zuständigen Länder jeweils 
bedarfsgerecht befinden. 
Außerdem darf eine reich 
gewachsene Ehrenamtskul- 
tur wie sie in vielen Bundes- 
ländern existiert, nicht dem 
Diktat von Berlin zum Opfer 
fallen. 
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1 ZUWANDERUNG 

LAURENZ   MEYER 

Weniger statt mehr Zuwanderung 
Das Bundesverfassungs- 
gericht hat der Regierung 
unmissverständlich ins 
Stammbuch geschrieben: 
Ihr Versuch, das Zuwan- 
derungsgesetz ohne wirk- 
liche Mehrheit durch den 
Bundesrat zu peitschen, 
war verfassungswidrig. 

Karlsruhe hat diesen Ver- 
such — und damit auch das 
Gesetz selbst-gestoppt. Und 
das ist gut so. Denn nun ist der 
Weg frei für eine Lösung im 
Interesse Deutschlands. 

Dass die Bundesregie- 
rung ihr Gesetz trotzdem in 
völlig unveränderter Form 
noch einmal in den Bundes- 
rat einbrachte, war eine Pro- 
vokation. Aber taktische 
Spielchen helfen jetzt nicht 
weiter. Wenn Rot-Grün kon- 
struktiv mitarbeitet, können 
wir die notwendigen Ände- 
rungen schnell umsetzen. 

Ein Konsens mit der 
Union ist möglich - wenn 
Rot-Grün bereit ist, sich 
nicht nur auf uns, sondern 
auf die Mehrheit der Bürger 
in Deutschland zuzubewe- 
gen. Denn dass es um eher 
weniger denn um mehr Zu- 
wanderung gehen muss, ist 
den Allermeisten klar - bis 
weit in die SPD hinein. 

Deutschland braucht ein 
ehrliches Zuwanderungsge- 

setz, mit dem wir die Zuwan- 
derung im deutschen Inter- 
esse steuern und begrenzen 
können. Ein Gesetz, das den 
Begriff der „Begrenzung" 
zwar im Titel führt, tatsäch- 
lich aber neue Zuwande- 
rungsmöglichkeiten eröff- 
net, ist mit der Union nicht zu 
machen. Das muss Schily 
wissen. 

Worum geht es aus Sicht 
der CDU genau? Für uns 
gibt es vier Kriterien, die ein 
Zuwanderungsgesetz erfül- 
len muss. 

Eines habe ich schon ge- 
nannt: Wo Begrenzung drauf 
steht, muss auch Begren- 
zung drin sein. Es darf keine 
Zuwanderung in unsere oh- 
nehin stark belasteten Sozi- 
alsysteme mehr geben. 

Zweitens: Ja zum Asyl - 
so wie es die Genfer Flucht- 
lingskonvention beschreibt. 
Asylmissbrauch muss kon- 
sequent bekämpft werden. 

Drittens brauchen wir 
ein Gesetz, das Integration 
fordert und fördert - auch 
mit Blick auf Ausländer, die 
schon bei uns leben. Auch 
das ist eine Lehre von PISA- 

Und schließlich viertens: 
Angesichts von 4,6 Millio- 
nen Arbeitslosen brauchen 
wir im Moment auch keine 
Zuwanderung in den norma- 
len Arbeitsmarkt. Dagegen 
muß es für unsere Wirtschaft 
leicht möglich sein, hoch- 
qualifizierte Arbeitskräfte 
nach Deutschland zu holen- 
Hier liegt mehr Zuwande- 
rung in unser aller Interesse- 

Gleichwohl hat der ge- 
ringe Erfolg von Schröders 
„Green Card" gezeigt, dass 
gesuchte Spezialisten aus- 
bleiben, wenn sie in 
Deutschland höhere Steuern 
und Abgaben bezahlen, aber 
für ihre Kinder schlechtere 
Schulen hinnehmen müssen 
als anderswo. Kurzum: Wn 
brauchen nicht allein ein 
besseres Zuwanderungsge' 
setz - wir brauchen eine bes- 
sere Regierung. 

Gastbeitrag M 
Offenburger Tageblatt 
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GLOBALISIERUNG 

BERLINER   GESPRäCH 

Friede den Hütten, Krieg den Palästen? 
Mit den Berliner Ge- 
sprächen nimmt die CDU 
eine Tradition wieder auf. 
Das Konrad-Adenauer- 
Haus soll ein Ort sein, an 
dem Zukunftsfragen dis- 
kutiert und Zukunftsstra- 
tegien formuliert werden. 
Den Auftakt bildete ein 
Gespräch zum Thema Glo- 
balisierung. 

Wo steht die Globalisie- 
rung heute? Welche Lö- 
sungsansätze brauchen wir 
auf dem Weg zu einer ge- 
rechten Globalisierung? 
Und schließlich: Was be- 
deutet die Globalisierung 
für Deutschland? 

Drei spannende Fragen, 
auf die der Chefredakteur der 
Financial Times Deutsch- 
land, Christoph Keese, zu- 
sammen mit dem Präsi- 
denten der Wissensgemein- 
schaft Gottfried Wilhelm 
Leibniz, Hans-Olaf Henkel, 
und Elmar Altvater, Mitglied 
im wissenschaftlichen Beirat 
von Attac Deutschland, eine 
Antwort zu geben suchten. 

Dass die CDU dabei auf 
eine offene Diskussion „oh- 
ne Scheuklappen" Wert 
legte, betonte CDU-Gene- 
ralsekretär Laurenz Meyer 
in seinem Begrüßungsstate- 
ment. Zugleich rief er dazu 
auf, die Globalisierung ernst 

Christoph Keese (M) im Gespräch mit Hans-Olaf Henkel (r) und Elmar Altvater 

zu nehmen: Denn „wir sind 
Teil einer vernetzten Welt", 
in der selbst erfolgreiche In- 
dustrienationen ihren Platz 
immer wieder neu erringen 
und absichern müssten. 

Während des Streitge- 
sprächs erwies sich Hans- 
Olaf Henkel als vehementer 
Befürworter der Globalisie- 
rung. Der Präsident der Leib- 
niz-Gesellschaft vertrat da- 
bei die These, dass im Zuge 
der „wirtschaftlichen Globa- 
lisierung" auch eine „Globa- 
lisierung der Werte" statt- 
finde. In diesem Zusammen- 
hang verwies Henkel aufsein 
„sympathisches Dreieck": 
Danach ist ein dem Wettbe- 
werbsgedanken verpflichte- 
tes marktwirtschaftliches 
System nur in Demokratien 
denkbar, die wiederum auf 
die Einhaltung der Men- 
schenrechte verpflichtet sind. 
So betrachtet sei die Globali- 
sierung etwas „Wunderbares 
fürdie Menschheit". Demge- 
genüber wies Professor Alt- 

vater auf die Spaltung in Glo- 
balisierungsgewinner und - 
Verlierer hin, wobei letztere 
vorwiegend in den Ländern 
der so genannten 3. Welt zu 
Hause seien. Nachdrücklich 
plädierte er deshalb für die 
Abschaffung von Missstän- 
den und einen Abbau der zu- 
nehmenden Ungleichheit auf 
der Welt. 

Die CDU-Vorsitzende 
Angela Merkel zog ein Fa- 
zit: Sie merkte an, dass sich 
in dem Protest der Globali- 
sierungsgegner und -kritiker 
vor allem auch die Angst vor 
den Unsicherheiten der Zu- 
kunft widerspiegle. Deshalb 
müsse ein nicht geringer 
Teil der politischen Arbeit 
darin bestehen, den Men- 
schen zu erklären, was vor 
sich gehe. In diesem Zusam- 
menhang rief die CDU-Vor- 
sitzende dazu auf, sich mit 
Pioniergeist den Herausfor- 
derungen der Globalisie- 
rung zu stellen, anstatt nur 
auf die Risiken zu schauen. 
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BüRGERPARTEI 

KOMMISSION   BüRGERPARTEI 

Klare Ziele, Neue Wege 
Der Bundesvorstand hat 
zur Verbesserung der poli- 
tischen Arbeit der CDU 
Deutschlands eine Kom- 
mission Bürgerpartei unter 
Leitung des Generalsekre- 
tärs eingesetzt. Am 4. und 5. 
März wird diese Kommis- 
sion zu einer Klausurta- 
gung zusammenkommen. 

Als Arbeitsauftrag hat 
der Bundesvorstand u.a. be- 
schlossen: 

„Auf dem Weg von der 
Industrie- zur Wissensge- 
sellschaft erleben wir zu Be- 
ginn des 21. Jahrhunderts ei- 
nen rasanten Wandel unse- 
rer Gesellschaft. Dies zeigt 
sich nicht zuletzt auch an der 
Art und Weise, wie Men- 
schen heute bereit sind, Bin- 
dungen dauerhaft einzuge- 
hen; es zeigt sich gleicher- 
maßen an den sich gegen- 
über früher veränderten 
Kommunikationsmöglich- 
keiten. Alle Organisationen, 
auch die politischen Par- 
teien, stehen vorder Heraus- 
forderung, aus diesen Ver- 
änderungen Schlüsse für 
ihre eigene Arbeit zu ziehen. 
Die CDU tut dies auf der 
Grundlage ihres Men- 
schenbildes und ihrer wert- 
gebundenen Grundsätze. 

Ziel ist es, Brücken des 
Dialoges in alle Gruppen der 

Gesellschaft hinein zu bauen, 
um eine gültige Politik aus der 
Mitte der Gesellschaft heraus 
formulieren zu können. 

Der Bundesvorstand er- 
wartet von der Kommission 
einen Bericht, der in einem 
umfassenden, über Satz- 
ungsfragen hinausgehenden 
Ansatz die vielschichtigen 
Dimensionen politischer 
Arbeit untersucht und Wege 
und Strategien zur Optimie- 
rung beschreibt." 

Folgende Themen 
stehen bei der Beratung 

der Kommission im 
Vordergrund: 

• Attraktivität der Mitglied- 
schaft unter Berücksichti- 
gung neuer Formen der Mit- 
und Parteiarbeit 
• Professionalisierung der 
Parteiarbeit, Stärkung des 
Ehrenamtes, Optimierung 
der Organisationskraft 
• Moderne Kommunika- 
tion, Dienstleistung und Bür- 
gerbeziehungsmanagement 
• Veränderte Lebenswelten 
und neue gesellschaftliche 
Trends, Modernisierung der 
Programmatik, des öffentli- 
chen Auftretens und der per- 
sonellen Repräsentanz 
• Verbesserung der Organi- 

siationskraft in den neuen 
Bundesländern. 

Die Kommission wurde 
durch den Bundesvorstand 
beauftragt, bis Ende Mai 
2003 einen Bericht vorzule- 
gen und dazu Analysen und 
Vorschläge aus Partei und 
Wissenschaft zu berücksich- 
tigen. Auf der Grundlage die- 
ses Berichtes wird der Bun- 
desvorstand einen Antrag an 
den 17. Parteitag im Herbst 
2003 vorlegen. Auch, um den 
antragsberechtigten Gliede- 
rungen ausreichend Gele- 
genheit zu geben, den Antrag 
des Bundesvorstandes zu be- 
raten, werden im Vorfeld des 
Parteitages Regionalkonfe- 
renzen durchgeführt. 

Zu der Arbeit der Kom- 
mission erklärte CDU- 
Generalsekretär Laurenz 
Meyer: „Ich möchte alle 
Mitglieder herzlich einla- 
den, sich an den Diskussio- 
nen zu beteiligen. Daher ha- 
ben wir im Mitgliedernetz 
der CDU unterwww.cdu.de 
schon jetzt eine Diskussi- 
onsplattform eingerichtet. 
Sie haben dort Gelegenheit, 
Ihre Vorschläge zu verbrei- 
ten und mit anderen Mitglie- 
dern darüber zu diskutieren. 
Ich freue mich auf Ihre 
Beiträge und auf Ihre kreati- 
ven Ideen." 
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MICHAEL   MEISTER: 

Statt 6 Mrd. 
Euro-Konjunktur- 
programm Steu- 
ervergünstigungs- 

abbaugesetz 
zurückziehen 

Zu den an- 
geblichen 
Plänen 
von Rot- 
Grün für 
ein 6 Mrd. 
€ schwe- 
res Kon- 

junkturprogramm erklärt 
der finanzpolitische Spre- 
cher der CDU/ CSU-Bun- 
destagsfraktion: 

Es mutet wie ein Trep- 
penwitz an, wenn Rot-Grün 
nun offenbar beabsichtigt, 
mit einem Konjunkturpro- 
gramm der Wirtschaft 6 
Mrd. € zugute kommen zu 
lassen, nachdem Bürgern 
und Unternehmen mit dem 
im Bundestag am 21. Fe- 
bruar 2003 verabschiedeten, 
so genannten Steuervergün- 
stigungsabbaugesetz allein 
im Entstehungsjahr gut 15,6 
Mrd. € an Kaufkraft entzo- 
gen werden sollen. 

Ich fordere die Koalition 
stattdessen auf, endlich das 
so genannte Steuervergüns- 
tigungsabbaugesetz kom- 
plett zurück zu ziehen. Dies 
ist jederzeit möglich, zumal 

die Bundesländer bereits 
mehrheitlich ihre Ableh- 
nung des Zustimmungs- 
pflichtigen Gesetzes deut- 
lich gemacht haben. 

Eine Rücknahme des 
Steuervergünstigungsab- 
baugesetzes wäre das beste 
Mittel, um Wachstum und 
Beschäftigung in Deutsch- 
land nicht weiter zu beein- 
trächtigen. Die bekannt ge- 
wordenen Eckpunkte des 
möglichen Konjunkturpro- 
gramms sind unausgegoren 
und zum Teil nur Etiketten- 
schwindel. Insoweit sich In- 
frastrukturhilfen auf Kredit- 
programme beziehen sind 
sie keine echte Hilfe für die 
Kommunen. Die Zinsen 
sind schon heute niedrig, die 
Kommunen haben bereits 
jetzt viel zu hohe Schulden. 

Bereits zweimal hat Rot- 
Grün im Bundestag den Vor- 
schlag der Union abgelehnt, 
den Kommunen in 2003 eine 
unmittelbare, sofort wirk- 
same Hilfe in Höhe von 
knapp 2,3 Mrd. € allein im 
Jahr 2003 zur Verfügung zu 
stellen. Durch eine soforti- 
ge Senkung der Gewerbe- 
steuerumlage würde die In- 
vestitionskraft der Kommu- 
nen direkt gestärkt. Die rot- 
grüne Koalition hat durch 
die Ablehnung dieses Vor- 
schlags deutlich gemacht, 
dass ihr derzeit für eine echte 
Hilfe an die Kommunen die 
Kraft fehlt. 

KARL-JOSEF  LAUMANN: 

Schröders 
neuester Bluff 

Zu den 
Ankün- 
digungen 
in den 
Medien, 
dass Bun- 
deskanz- 

ler Schröder am 14. März 
2003 ein großes Reform- 
paket unter anderem zum 
Arbeitsmarkt im Bundes- 
tag vorstellen wolle, er- 
klärte der Vorsitzende der 
Arbeitsgruppe Wirtschaft 
und Arbeit der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion: 

Versuchsballons haben 
wir in den letzten Monaten 
viele erlebt; hier war vor al- 
lem Bundesarbeitsminister 
Clement sehr eifrig. Keine 
dieser Ankündigungen hat 
aber bisher in einem konkre- 
ten Gesetzesvorschlag im 
Parlament ihren Nieder- 
schlaggefunden. Auch Bun- 
deskanzler Schröder hat 
nicht angekündigt, ein Re- 
formpaket vorlegen zu wol- 
len, sondern nur, dass er eine 
Rede halten wolle. Aber Re- 
den kann man nicht als Ge- 
setze beschließen und Re- 
den schaffen keine Beschäf- 
tigung und kein Wachstum. 

Die CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion hat sich auf ei- 
nige   sehr   konkrete   Eck- 
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punkte beispielsweise zum 
Kündigungsschutz und zu 
den betrieblichen Bündnis- 
sen für Arbeit geeinigt und 
wird diese Vorschläge in 
den nächsten Wochen in 
Form von konkreten Anträ- 
gen im Deutschen Bundes- 
tag einbringen. Wir haben 
auch schon im Sommer 
2001 die Grundzüge für eine 
Zusammenlegung von Ar- 
beitslosenhilfe und Sozial- 
hilfe beschlossen, die viele 
der Punkte aufführt, über die 
die Regierung jetzt erst an- 
fängt zu diskutieren. 

Ich bin sehr gespannt, ob 
diese Regierung ihren Wor- 
ten nun doch Taten folgen 
lassen wird, daran glauben 
kann ich allerdings nicht. 

KATHERINA   REICHE 

HELMUT  HEIDRICH: 

Bio- und Gen- 
technologie in 

Deutschland be- 
nötigt einen zuver- 
lässigen Rahmen 

Zur Vorlage des Antrags 
der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion „Weiterent- 
wicklung einer Biotechno- 
logiestrategie für den For- 
schungs- und Wirtschafts- 
standort Deutschland" er- 
klären die forschungspoli- 
tische Sprecherin der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion 

und der Beauftragte der 
CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion für Bio- und Gen- 
technologie: 

Die Biotechnologiepoli- 
tik der rot-grünen Bundesre- 
gierung hat deutliche Schwä- 
chen und ist inkonsistent. 
Weite Bereiche der Biotech- 
nologie befinden sich inzwi- 
schen in einer Phase der Sta- 
gnation, zum Teil bis zur Exi- 
stenzgefährdung. Wichtige 
Querschnitts- und Schlüssel- 
felder, wie die Bioinforma- 
tik, kommen zu kurz. Die 
grüne Gentechnik wird aus 
ideologischen Gründen aus- 
gebremst. In der Forschungs- 
förderung fehlt die Planungs- 
sicherheit. Den Biotechnolo- 
gieunternehmen fehlen fi- 
nanzielle Mittel. 

Es gibt kein wirtschaftli- 
ches Rahmenkonzept, das 
den seit Mitte der 90er Jahre 
in einer großen Zahl gegrün- 
deten Biotechnologieunter- 
nehmen eine stetige und ge- 
sunde Entwicklung ermög- 
licht. Es gibt nur punktu- 
elle Maßnahmen der Nach- 
wuchsförderung, aber kein 
abgestimmtes nationales 
Konzept. Ebenso ist die Fra- 

ge des Umgangs mit den 
rasant steigenden Mög- 
lichkeiten der Gendiag- 
nostik rechtlich nicht ge- 
regelt.   Um   den   For- 

v   schungs-undWirtschafts- 
1   Standort Deutschland zu 

stärken, muss die natio- 
nale Biotechnologiestrategie 
ergänzt und weiterentwickelt 
werden. 

Im Bereich der grünen 
Gentechnik blockiert die rot- 
grüne Bundesregierung. Wo 
Entwicklungsperspektiven 
gefragt sind, werden diese 
aus ideologischen Gründen 
nicht weiterverfolgt. Es 
muss Schluss sein mit der 
Vernachlässigung der grü- 
nen Biotechnologie. Umso 
dringender braucht die mo- 
derne Bio- und Gentechno- 
logie in Deutschland einen 
verlässlichen Rahmen, der 
einen ethisch vertretbaren 
Fortschritt ermöglicht. 

Die Biowissenschaften 
bieten die Chance, zur Lö- 
sung zahlreicher globaler 
Probleme im Zusammen- 
hang mit Gesundheit, Alter, 
Ernährung und Umwelt so- 
wie nachhaltiger Entwick- 
lung beizutragen. Die Bio- 
und Gentechnologie ist eine 
Leittechnologie der näch- 
sten Jahrzehnte. 

«mara 
Weitere Informationen 

über den Antrag: 
www.cducsu.de 
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ABSCHLUSS   DER   K0AL I TI0NSVERHANDLUNGEN 

Neuanfang für Niedersachsen 
Nach Beendigung der 
CDU/FDP-Koalitions- 
verhandlungen erklärte 
der designierte Mini- 
sterpräsident Christian 
Wulff: 

„Das Signal, das von 
diesem Tag ausgehen soll, 
istdaseinespolitischen NeuanfangsfürNie- 
dersachsen. Niedersachsen soll ein attrakti- 

ver Standort werden, an dem es Wachstum 
für mehr Arbeits- und Ausbildungsplätze 
gibt, Schulen eine erstklassige Ausbildung 
und ein volles Unterrichtsangebot bieten 
und wo die Menschen in den Ballungsräu- 
men wie im ländlichen Raum sicher leben 
können. Die CDU will, dass es in Nieder- 
sachsen wieder aufwärts geht. Verlässlich- 
keit und Sparsamkeit sollen wieder zu 
Handlungsmaximen der Politik werden." 

WOLFGANG   SCHäUBLE 

CHRISTIAN   SCHMIDT: 

Bundeswehr in 
einem geänderten 
sicherheitspoliti- 

schen Umfeld 

Der stellvertretende Frak- 
tionsvorsitzende der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion, 
sowie der verteidigungspo- 
litische Sprecher der Frak- 
tion haben ein Papier zur 
Sicherheitspolitik Deutsch- 
lands vorgestellt. Unter 
dem Titel „Bundeswehr in 
einem geänderten sicher- 

heitspolitischen Umfeld" 
analysiert die Union die ak- 
tuelle sicherheitspolitische 
Lage und macht Vorschlä- 
ge zu einer zukünftigen und 
langfristigen Sicherheits- 
politik. 

Das Papier enthält Vor- 
schläge für neue verteidi- 
gungspolitische Richtli- 
nien, die der Verteidigungs- 
minister bislang nicht vor- 
gelegt hatte. Mit Sorge be- 
trachte die Union, dass die 
Kassenlage die Rahmenbe- 
dingungen für die Bundes- 
wehr vorgebe und die Auf- 
gabe und der Auftrag der 
Bundeswehr nicht im Mit- 
telpunkt stehe. 

Zukünftig müsse die 
Bundeswehr zum Teil er- 
hebliche Kräfte für multila- 
terale Einsätze bereitstellen. 
Nur wenn Deutschland 
seine  Verpflichtungen  bei 

der Bereitstellung militäri- 
scher Fähigkeiten erfüllt, 
leistet es einen seiner Be- 
deutung und Rolle angemes- 
senen Beitrag für die eu- 
ropäische Sicherheit, heißt 
es in dem Papier, das auch 
mit den Europapolitikern 
der Unionsfraktion abge- 
stimmt worden ist. Die Eu- 
ropäische Eingreiftruppe 
sollte ihre Fähigkeiten und 
Ausrüstung in einem Maße 
optimieren, dass sie auch als 
europäischer Teil der NA- 
TO Response Force einge- 
setzt werden kann. 

Die Landesverteidigung 
sei weiterhin eine wichtige 
Aufgabe, sie habe sich je- 
doch in Form und Inhalt 
geändert. Die Heimatvertei- 
digung müsse als feste 
Größe im Bewusstsein der 
Bürger verankert werden. 
Der Netzwerkcharakter der 
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CDU HESSEN 

ZUKÜNFTIGE LANDESREGIERUNG HESSEN 

CDU Landesvorsitzender, Ministerpräsident Roland Koch stellt die neue Landes- 
regierung vor: 
von links: Finanzminister Karlheinz Weimar, Umwelt- und Landwirtschaftsminister Wil- 
helm Dietzel, Minister in der Staatskanzlei mit der Aufgabe Bundes- und Europaangelegen- 
heiten Jochen Riebel, Sozialministerin Silke Lautenschläger, Minister in der Staatskanzlei 
mit der Aufgabe des Chefs der Staatskanzlei Stefan Grüttner, Ministerpräsident Roland Koch, 
Wirtschaftminister Dr. Alois Rhiel, Wissenschaftsminister Udo Corts, Kultusministerin Ka- 
rin Wolff, Innenminister Volker Bouffier und Justizminister Dr. Christean Wagner. 

Terrorstrukturen, ihre oft- 
mals diffuse Motivlage 
führten zu einer Bedrohung, 
die paradoxerweise die 
Gefahrenwahrnehmung in 
Deutschland eher reduziere 
als steigere. 

Die asymmetrische Be- 
drohungslage durch den in- 
ternationalen Terrorismus 
habe die Grenzen zwischen 
innerer und äußerer Sicher- 
heit verwischen lassen, dar- 
auf müsse sich Deutschland 
einstellen. Daher fordert die 

Union ein Gesamtvertei- 
digungskonzept, bei dem 
Kräfte und Mittel der inne- 
ren und äußeren Sicherheit 
eng miteinander verzahnt 
werden. Die Union erneu- 
erte ihre Forderung, in be- 
sonderen Gefährdungslagen 
die Bundeswehr im Inneren 
einzusetzen, wenn ihre spe- 
zifischen Fähigkeiten benö- 
tigt würden. Die Union be- 
fürwortet eine Änderung des 
Grundgesetzes, um diese 
Einsätze  auf eine  sichere 

Rechtsgrundlage zu stellen. 
Für diese Heimatverteidi- 
gung will die Union an der 
Wehrpflicht festhalten, sag- 
te Schmidt. 

In dem Papier wird 
außerdem ein Bundeswehr- 
Entsendegesetz gefordert, 
um deutsche Soldaten im 
Rahmen von schnellen Ein- 
satzverbänden der NATO 
oder der EU ohne das Zeit 
raubende parlamentarische 
Verfahren ins Ausland 
schicken zu können. 
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CDU   OLDENBURG1 

L A N D ES P A RTE IT A G    CDU    OLDENBURG 

Landesvorsitzender Manfred Carstens 
im Amt bestätigt 

Auf dem Landespar- 
teitag des CDU-Lan- 
desverbandes Ol- 
denburg am 25. Ja- 
nuar 2003 in Wildes- 
hausen wurde Lan- 
desvorsitzender 
Manfred Carstens, 
MdB, Vorsitzender 
des Haushaltsaus- 
schusses des Deut- 
schen Bundestages, 
•nit überwältigender 
Mehrheit zum Lan- 
desvorsitzenden 
wiedergewählt. 

Zu seinen Stellver- 
tretern wurden Bar- 
bara Woltmann, Björn 
Thümler, MdL, und Fried- 
helm Biestmann, MdL, ge- 
wählt. Landesschatzmeister 
wurde wiederum der ehema- 
lige Landtagsabgeordnete 
Josef Dierkes. 

Von links: Schatzmeister Josef Dierkes, stellv. 
mann MdL, Landesvorsitzender Manfred Car 
Barbara Woltmann. stellv. Landesvorsitzende 

Weitere Mitglieder des 
Landesvorstands sind: 

Dr.UweBiester,MdL,als 
Justiziar sowie als Beisitzer: 

Jörg Brunßen, Rita von 
Döllen-Mokros,    Mathilde 

Landes vorsitzender Friedhelm Biest- 
stens MdB, stellv. Landesvorsitzende 
•r Björn Thümler MdL 

Ehlers, Marlies Enneking, 
Hans Eveslage, Elisabeth 
Hemmen, Johann Hinrichs, 
Hans-Heinrich Hubmann, 
Gerhard Meyer, Jens Nacke 
und Ute Scheele. 

Angela Merkel „Frauenpersönlichkeit des Jahres 2002" 
Partei- und Fraktionsvorsitzende Angela Merkel wurde durch den „Förderkreis politi- 
sche Rhetorik" als „Frauenpersönlichkeit des Jahres 2002" ausgezeichnet. Mitbegründer 
Peter H. Ditko würdigte ihre Durchsetzungskraft, Flexibilität und politische Rhetorik. 
Merkel beklagte anlässlich der Ehrung, dass die Streitkultur in Deutschland verbesse- 
rungswürdig sei. Dies gelte insbesondere in Talkshows. Angela Merkels Fazit: „Rheto- 
rik entsteht in erster Linie aus dem Spiel der Worte: Wort machen, Wort halten, Wort fin- 
den, Preis kriegen!" 
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